
Die Verknüpfung von zivilen und
militärischen Zwecken (»dual use«)
in Forschung und Lehre wird an
deutschen Hochschulen immer übli-
cher. Dagegen rührt sich allerdings
zunehmend Widerstand. Die Forde-
rung nach einer ausschließlichen Zi-
vilorientierung (Zivilklausel) wird
lauter. In W&F 3-2010 wurde be-
reits ein Überblick über bestehende
Zivilklauseln und die Praxis damit
gegeben. Im nachfolgenden Artikel
beschreibt der Autor eine neu ent-
standene Dynamik gegen die Milita-
risierung der Hochschulen, die mit
der Bildung einer neuartigen Orga-
nisationsstruktur in der Wissen-
schaftslandschaft, mit dem Karlsruhe
Institute of Technology, zu tun hat.

Die im November 2010 auf dem
Lissabonner Gipfeltreffen verab-
schiedete NATO-Strategie1 sieht

statt der Verschrottung von Atomwaffen
deren Beibehaltung auf unabsehbare Zeit
vor. Vom Abzug der US-Atomwaffen aus
Deutschland ist dort keine Rede. Über-
dies hält das Bündnis ein umfassendes
Raketenabwehrsystem vor der Haustür
der ehemaligen anderen Supermacht für
notwendig. Dies ist brandgefährlich und
verschlingt Milliarden. Die Kosten sind
es auch, die immer stärker »dual use« in
den Mittelpunkt rücken.
In dieser Situation melden sich he-

rausragende Persönlichkeiten der Frie-
denswissenschaft zu Wort. Anfang 2011
werden sie mit einem Internationalen
Appell an die Öffentlichkeit gehen, mit
dem sie die Hochschulverantwortlichen
auffordern, auf universitäre Forschung
und Lehre für militärische Zwecke zu
verzichten. Sie wollen die wachsende Mi-
litarisierung an den Hochschulen stop-
pen; für sie ist es genuine Aufgabe der
Universitäten, Frieden und Verständi-
gung zu fördern.
Vor dem Hintergrund der deutschen

Geschichte und zweier von deutschem
Boden ausgegangener Weltkriege kommt
der hiesigen Friedensbewegung eine be-

sondere Verantwortung zu. Gerade die
historischen Schlussfolgerungen haben
mit diesem Internationalen Appell zu
tun, wie hier nachgezeichnet werden soll.
Dabei entbehrt die geschichtliche Ent-
wicklung nicht einer gewissen Ironie. Es
kann nämlich aufgezeigt werden, wie aus
einem Paragrafen als Türöffner für die zi-
vile Kernenergienutzung eine Gestal-
tungsform für die Friedensbindung aller
Hochschulen wurde.

Zivilklausel
Kernforschungszentren

Im Jahr 2007 begann der Zusammen-
schluss der Universität (TH) Karlsruhe
mit dem Forschungszentrum Karlsruhe
zum Karlsruhe Institute of Technology
(KIT). Aus diesem Anlass wurde von Be-
schäftigten, Gremien und Gewerkschaf-
tern des Forschungszentrums, das aus der
1956 gegründeten Gesellschaft für Kern-
forschung hervor gegangen war und bis
1995 Kernforschungszentrum hieß, die
Übertragung der Zivilklausel des For-
schungszentrums auf das gesamte KIT
gefordert. Die Zivilklausel im Gesell-
schaftsvertrag der von Bund und Land
geförderten Einrichtung lautet: „Die Ge-
sellschaft verfolgt nur friedliche Zwecke.“
Der Eintritt der Bundesrepublik in die
zivile Nutzung einer Technologie, die
mit dem Kompetenzerwerb für die Her-
stellung der ultimativen Massenvernich-
tungswaffe verbunden ist, war nur mit-
tels einer völkerrechtlich verbindlichen
Verzichtserklärung möglich. Die Sat-
zungsbestimmung legte fest, dass unter
dem Dach der Institution jegliche – auch
nichtkerntechnische – Forschung für mi-
litärische Zwecke untersagt ist. Für die
Universität Karlsruhe gilt eine solche Be-

schränkung nicht, obwohl es dafür gute
Gründe gibt, die Anfang der 1990er Jah-
re nach aufgelöster Blockkonfrontation
an mehreren Universitäten artikuliert
wurden.
Was sollte nun geschehen? Die voll-

ständige finanziell-organisatorische Ver-
schmelzung nach Landesgesetz für die öf-
fentlich-rechtliche Körperschaft KIT ab
2011 erfordert eine einheitliche Sat-
zungsregelung: Entweder wird die Zivil-
klausel für den Universitätsteil (KIT
Campus Süd) eingeführt und damit die
Uni zivilisiert, oder sie wird für den Teil
des Forschungszentrums (KIT Campus
Nord) abgeschafft und das Zentrum da-
mit entgegen dem beschriebenen Grün-
dungskonsens für militärische Forschung
geöffnet. Dazwischen kann es keine trag-
fähige Lösung geben. Seit Mitte 2008
gibt es darüber eine öffentliche Ausein-
andersetzung, die für das KIT bisher
zwar noch zu keinem befriedigenden Er-
gebnis geführt, aber inzwischen eine
bundesweite und internationale Debatte
über die Friedensbindung der Universitä-
ten angestoßen hat.

Friedensbindung
und Verfassung

Die Landesregierung Baden-Württem-
berg, vertreten durch Wissenschaftsmi-
nister Frankenberg, war von vornherein
gegen jegliche Zivilklausel. Begründung:
Die angeblich grundgesetzlich garantierte
Freiheit von Wissenschaft und For-
schung für militärische Zwecke dürfe
nicht eingeschränkt werden. Anfang
2009 wurde diese Behauptung von Er-
hard Denninger in einem verfassungs-
rechtlichen Gutachten der Hans-Böck-
ler-Stiftung widerlegt. Die Zivilklausel
für Hochschulen ist nicht nur zulässig,

50 ■ W&F 1/11

Verantwortung Zivilklausel
international
Militarisierung der Hochschulen verhindern

von Dietrich Schulze



sie steht in völliger Übereinstimmung
mit der Verfassung. Denninger spricht
mit Blick auf die Entstehungsgeschichte
des Grundgesetzes von der „Friedensfina-
lität“ unserer Verfassung.2

Der Partner Bundesregierung hatte of-
fenbar Bedenken gegen die vollständige
Abschaffung der bewährten Klausel, setz-
te die Beibehaltung beschränkt auf
Großforschungsaufgaben durch, ließ
aber Militärforschung für den Universi-
tätsteil offen. Diese schizophrene Rege-
lung, die keinen Bestand haben kann,
wurde Mitte 2009 schließlich gegen viel-
fältige Proteste per Landesgesetz be-
schlossen. Worin bestand der Protest?
Nach Vorarbeiten der örtlichen ver.di-

Gewerkschaftsgruppe wurde in Zusam-
menarbeit mit der aktiven »Gewerk-
schaftlichen Studierendengruppe« im Ja-
nuar 2009 eine bundesweit bisher ein-
malige Urabstimmung unter den Studie-
renden der Universität Karlsruhe durch-
gesetzt. Das Ergebnis war überraschend
eindeutig. Eine Zweidrittelmehrheit vo-
tierte für eine einheitliche Zivilklausel:
„Das KIT verfolgt nur friedliche Zwecke.“

Kein lebloser Paragraf

Die Zivilklausel des Forschungszentrums
ist kein lebloser Paragraf, sie war heftig
umkämpft und ist im Bewusstsein der
Beschäftigten eine gefestigte Position ge-
gen jegliche Beteiligung an Forschung
für militärische Zwecke. Mindestens
dreimal im Verlaufe der Geschichte sollte
die Zivilklausel unterlaufen bzw. aufge-
weicht werden:
● 1986 warb das Bundesforschungsmi-
nisterium um Teilnahme an Reagans
SDI-Programm (Laserwaffen gegen
Atomraketen). Über 1.000 Beschäftigte
im Kernforschungszentrum Karlsruhe
und in den anderen deutschen Großfor-
schungseinrichtungen unterzeichneten
daraufhin die Selbstverpflichtung, sich
einer Teilnahme an der SDI-Forschung
zu verweigern.
● 1993 beantragte die Unionsfraktion
im Forschungsausschuss als Bundestags-
beschluss: „Die faktische Trennung zwi-
schen ziviler und militärischer Forschung
ist zu überdenken (Stichwort »dual use«).“
● 2002 wollten Senat und Leitung der
Helmholtz-Gemeinschaft unter Verweis
auf den 11. September 2001 wehrtechni-
sche Forschung einfädeln, u.a. Abwehr-
forschung gegen Chemiewaffenangriffe.

Alle Versuche wurden von einem akti-
ven und energischen Betriebsrat3 mit
Unterstützung der demokratischen Wis-
senschaftsgremien zurückgewiesen. Ver-
treter des Betriebsrats konnten in den der
Urabstimmung vorausgehenden Diskus-
sionen im Studierendenparlament ver-
mitteln, welchen Wert die Klausel und
welche Bedeutung eine wachsame Be-
triebsöffentlichkeit besitzt.
Kurz vor der geschilderten Urabstim-

mung gelang es der inzwischen gebilde-
ten Initiative gegen Militärforschung an
Universitäten,4 in der Studierende, Be-
schäftigte, Gewerkschaften und Friedens-
gruppen mitarbeiten, aufzudecken, dass
an der Universität Karlsruhe tatsächlich
Militärforschung betrieben wird.5 Bei der
Urabstimmung jedenfalls war klar, dass
mit einer Zivilklausel nicht offene Türen
eingerannt werden, sondern eine bewuss-
te, von der Landesregierung nicht ge-
wollte Friedensbindung entstehen würde.
Kaum überraschend: Landesregierung
und Universitätsspitze ignorierten das
Votum und verweigerten jeglichen Di-
alog darüber.
Nach dem ermutigenden demokrati-

schen Impuls der Studierenden entfaltete
die Initiative eine umfangreiche Öffent-
lichkeitsarbeit, sogar auf internationaler
Ebene. So wurde im Mai 2009 im Rah-
men der Konferenz zum nuklearen
Nichtverbreitungsvertrag (NVV) in New
York der INES-Appell6 für eine ungeteil-
te KIT-Zivilklausel veröffentlicht, der
sich gegen Kern- und Waffenforschung
unter einem Dach wendet. Erstunter-
zeichner waren u.a. der Bürgermeister
von Hiroshima, Jack Steinberger (USA,
Physiknobelpreis) und Alyn Ware (Neu-
seeland, Alternativer Friedensnobelpreis).

KIT meets MIT

Die von der Initiative seit Mitte 2008
propagierte und publizierte Forderung
nach der Zivilklausel zog immer weitere
Kreise. Aufgrund einer Podiumsdiskussi-
on mit der ver.di-Landesbezirksvorsitzen-
den Leni Breymaier und Friedenswissen-
schaftlern im Februar 2009 wurden lang-
jährige Rüstungsforschungszusammen-
hänge der Universität Karlsruhe aufge-
deckt und die Gegenwehr gegen Rüs-
tungsforschung an der Universität Tü-
bingen Anfang der 1990er Jahre mit der
Forderung nach einer Zivilklausel in Er-
innerung gerufen. Hierbei war und ist

die enge Zusammenarbeit mit Lothar
Letsche von der GEW-Landesfachgruppe
Hochschule und Forschung und die tat-
kräftige Unterstützung des ver.di-Bezirks
und -Landesbezirks von großer Bedeu-
tung. Mit einer Serie von Anfragen im
Bundestag durch die Fraktion DIE LIN-
KE und im Landtag durch die Faktionen
SPD und Bündnis 90/GRÜNE wurde
Aufklärung und Unterstützung zuteil.
Die Internationalisierung der Initiati-

ve setzte sich im Dezember 2009 mit ei-
nem bemerkenswerten Gastvortrag im
voll besetzten Streikhörsaal der Universi-
tät fort. Auf Einladung der Initiative und
der bildungsstreikenden Studierenden
sprach Subrata Ghoshroy vom Massa-
chusetts Institute of Technology (MIT) –
ausgerechnet von dem offen propagier-
ten, privat- und rüstungsfinanzierten
KIT-Vorbild aus den Vereinigten Staaten.
Und es sprach kein MIT-Bewunderer,
sondern ein Friedenswissenschaftler und
Whistleblower, der aus der Laserwaffen-
forschung ausgestiegen war und am Bei-
spiel des MIT vor den verheerenden Fol-
gen militarisierter Wissenschaften warnte
und die Notwendigkeit der Zivilorientie-
rung mit eindrucksvollen Fakten unter-
mauerte.

Vorbilder
Tübingen und Konstanz

Ebenfalls im Dezember 2009 hatte der
Senat der Universität Tübingen auf In-
itiative der streikenden Studierenden
eine Zivilklausel als Präambel zur Grund-
ordnung beschlossen. Das war überra-
schend und ermutigend, weil das der Se-
nat zwei Jahrzehnte zuvor gegen den
Willen der Landesregierung noch nicht
gewagt hatte. Dem Druck hatte sich da-
mals in Baden-Württemberg nur die
Universität Konstanz widersetzt. Deren
Großer Senat beschloss 1991 auf Antrag
der Studierendenvertretung eine Zivil-
klausel, die mit Hilfe der GEW regel-
recht »ausgegraben« und vom U-AStA
im April 2010 in einer Friedensparty als
gültige, vorbildliche Friedensbindung ei-
ner Universität gefeiert wurde.
Den Tübinger Beschluss nahm die In-

itiative zum Anlass, die Universität Karls-
ruhe in einem weiteren Offenen Brief
aufzufordern, diesem Beispiel zu folgen
und die Zivilklausel ebenfalls in der
Grundordnung zu verankern. Das ist
rechtlich problemlos möglich. Im
Rahmen des KIT-Gesetzes nach Lan-
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desrecht gibt es weiterhin eine Grundsat-
zung des Universitätsteils, die gerade in
Arbeit ist.
Der INES-Appell für eine KIT-Zivil-

klausel und der Vortrag von Subrata
Ghoshroy haben dazu geführt, dass die
Idee einer in den Statuten verankerten
Friedensbindung nach dem Modell der
Zivilklausel auch international immer
mehr Anklang findet. Der über die KIT-
Problematik hinausführende Internationa-
le Appell gegen Forschung und Lehre für
militärische Zwecke und für Zivilklauseln
an den Hochschulen wurde im Rahmen
eines Treffens von Nichtregierungsvertre-
tern bei der NVV-Überprüfungskonferenz
2010 in New York vorgestellt und stieß
auf einhellige Unterstützung. Weitere
Erstunterzeichner konnten im August
2010 bei den Feierlichkeiten zum Jahres-
tag des Atombombenabwurfs in Hiroshi-
ma geworben werden. Damit wird eine
neue Dimension eröffnet, die globale Ver-
antwortung der Wissenschaften in das öf-
fentliche Bewusstsein zu rücken.

Ironie der Geschichte

Die herrschende deutsche Politik der
1960er Jahre betrachtete die Beschrän-
kung auf die zivile Nutzung der Kernen-
ergie als notwendiges Übel, das bei nächs-
ter Gelegenheit beiseite geräumt werden
sollte. Adenauer und Strauß wollten die
deutsche Atombombe. Der Einstieg in
den Kompetenzerwerb für Kernwaffen-
zwecke wurde mit der zivilen Bindung
nicht behindert. Und für »zuverlässiges«
Führungspersonal wurde gesorgt. Im Fall
Karlsruhe waren das für die wissenschaftli-
che Leitung der Gesellschaft für Kernfor-
schung zwei Rüstungswissenschaftler aus
der NS-Zeit (einer davon, Dr. Walther
Schnurr,7 war Hitlers Sprengstoff-Experte
und half in den 1950er Jahren dem argen-
tinischen Diktator Peron beim Atombom-
benbau) und für die administrative Lei-
tung zwei NS-Juristen (einer davon, Dr.
Rudolf Greifeld,8 war im besetzten Frank-
reich in der Wehrmachtverwaltung Groß-
Paris u.a. für Drancy zuständig, das
Durchgangslager zur Hölle Auschwitz,
Anfang der 1970er Jahre wegen antisemi-
tischer Äußerungen in den vorzeitigen
Ruhestand versetzt).
Es kam anders: Die innenpolitische

Gegenwehr, die sich z. B. 1957 im Göt-
tinger Appell manifestierte, und die
Furcht in den Nachbarländern vor einer
neuen deutschen Machtentfaltung war
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zu groß. Neue Aufgabenfelder, anderes
Führungspersonal und der jahrzehnte-
lange unermüdliche Kampf um friedliche
Orientierung und betriebliche Demokra-
tie im (Kern-) Forschungszentrum haben
aus dem Paragrafen »Zivilklausel« einen
ansehnlichen Exportartikel gemacht.

Kerntechnische Kompetenz
und Killer-Roboter

Betreffend KIT gibt es allerdings keiner-
lei Gründe, sich zurückzulehnen. Im Ge-
genteil: Der Widerstand der Landesregie-
rung und neuerdings auch der Bundesre-
gierung gegen eine einheitliche KIT-Zi-
vilklausel hält an. Gegen das selbst ver-
ordnete KIT-Trennungsgebot – Großfor-
schung & Kernforschung hier, Universi-
tätsforschung da – wurde mit der Grün-
dung eines Kerntechnik-Instituts im
Universitätsteil gleich zu Beginn versto-
ßen. Die beiden einzigen Hochschul-Be-
fürworter für den Ausstieg aus dem
Kernenergie-Ausstieg sind KIT-Präsident
Prof. Hippler und der Präsident der TU
München, Prof. Herrmann (die TU
München betreibt den Forschungsreak-
tor FRMII mit Waffenuran). Ein
Schelm, wer dabei an den kerntechni-
schen Kompetenzerhalt für weitergehen-
de Zwecke denkt. Zur Beruhigung kann
die eingangs zitierte neue NATO-Strate-
gie wohl kaum beitragen. Und die Bun-
desregierung9 besteht auf der »nuklearen
Teilhabe«, was auch immer das morgen
bedeuten mag, wenn der deutsche
Machtanteil im Kriegsbündnis NATO
weiter zunimmt.
Was die konventionelle Rüstung an-

geht, beschreitet das KIT auch merkwür-
dige Pfade. Für das von Rheinmetall De-
fence angeführte europäische Rüstungs-
projekt »unbemannte kognitive Fahrzeu-
ge« (»Killer-Roboter«, Stichwort: „Droh-
nen für unsere Streitkräfte zu Lande, zu
Wasser und in der Luft“) wurde ein 10
Mio. Euro teures, angeblich rein ziviles
KIT-Forschungsprojekt aus der Taufe ge-
hoben, gesteuert von zwei Projektleitern,
die seit Jahren direkt in der Rüstungsfor-
schung tätig sind.10 Der High-Tech-Droh-
nenkrieg11 der Zukunft wird in zivil-mili-
tärisch-industriellen Hochschulfor-
schungskomplexen wie KIT Karlsruhe,
CoTeSys München und Science Park
Augsburg vorbereitet. Wenn, ja wenn die
Studierenden und Beschäftigten mit Un-
terstützung der Öffentlichkeit diesem
Kurs nichts entgegensetzen.

Gestaltungsaufgabe Frieden

Krieg und Militarisierung abzulehnen ist
der erste notwendige Schritt. Die ebenso
notwendige, aber schwerere Aufgabe ist
es, den Frieden zu gestalten und dafür
geeignete Formen zu finden. Die Zivil-
klausel hat sich als eine solche Gestal-
tungsform mit hohem Mobilisierungspo-
tential herausgebildet.
Auf einem bundesweiten Vernet-

zungstreffen beim AStA der Universität
Kassel wurde im Oktober 2010 das
»Bündnis Zivilklausel« gegründet. Für
27.-29. Mai 2011 wird von mehreren
Organisationen und Gremien12 zu ei-
nem großen Friedenskongress »Nein zur
Militarisierung von Forschung und Leh-
re – Ja zur Zivilklausel« mit internatio-
naler Beteiligung eingeladen. In Ge-
werkschaftsbeschlüssen13 wird die Auf-
nahme der Klausel in die Landeshoch-
schulgesetze gefordert.
Der angekündigte Internationale Ap-

pell gegen Forschung und Lehre für mili-
tärische Zwecke und für Zivilklauseln an
den Hochschulen ist bis jetzt (Stand No-
vember 2010) neben dem Bürgermeister
von Hiroshima von den Nobelpreisträ-
ger/innen Paul Crutzen, Mairead Corri-
gan Maguire, Harry Kroto und Jack
Steinberger sowie von Daniel Ellsberg
(USA, »Pentagon Papers«) und dem lang-
jährigen früheren Direktor des Max-
Planck-Instituts für Meteorologie Hart-
mut Grassl unterzeichnet worden.
Die Zivilklausel verpflichtet die

Hochschulleitungen und schützt die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, ist
aber kein Ersatz für das Gewissen und
schon gar nicht für Wachsamkeit. Die
konsequenteste Form des Widerstands,
die massenhaft erklärte Selbstverpflich-
tung, jegliche Kriegsbeteiligung in Leh-
re und Forschung abzulehnen, kann
durch diese Kampagne befördert wer-
den.
Zweifellos ist die Bewegung gegen

die Militarisierung des Bildungsbereichs
von großer gesellschaftlicher Tragweite.
Die Fortschritte sind ermutigend, müs-
sen aber verstärkt werden. Ansporn
können die Proteste gegen »Stuttgart
21« und die Castor-Transporte sein.
Dass die Verhältnisse nicht so bleiben,
wie sie sind, und sich rasch ändern kön-
nen, dafür sei an die Proteste gegen den
Vietnamkrieg und die Atomraketen-Sta-
tionierung erinnert.
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Ernst-Otto-Czempiel-Preis der HSFK aus-
gezeichnet. In ihrem Werk untersucht die
Essener Ethnologin Handeln und Leiden
von Frauen in gewaltsamen Konflikten in
verschiedenen Regionen Afrikas aus der
Genderperspektive. (http://www.hsfk.de)

Institut für Interkulturelle und
Internationale Studien (InIIS)
Seit Oktober 2010 ist Prof. Klaus Schlichte
(ehemals Magdeburg) Inhaber des Lehr-
stuhls »Internationale Beziehungen: Politik
in der Weltgesellschaft« der Universität
Bremen. (http://www.iniis.uni-bremen.de)

Institut für Politikwissenschaft
der Universität Magdeburg
Nach dem Wechsel von Prof. Klaus
Schlichte an die Universität Bremen ver-
tritt Prof. Barbara Christophe den Lehr-
stuhl Internationale Beziehungen, der auch
für den Masterstudiengang Friedens- und
Konfliktforschung zuständig ist.
(http://www.ipw.ovgu.de)

OWEN – Mobile Akademie
für Geschlechterdemokratie
und Friedensförderung
Auf der Internetseite »Visionews« werden
seit Ende Oktober 2010 Erfolgsgeschich-
ten und inspirierende Friedensvisionen
von mutigen Frauen aus aller Welt veröf-
fentlicht. Initiiert wurde das globale Me-
dienkooperationsprojekt von OWEN zu-
sammen mit Inter Press Service Deutsch-
land, seinem Träger Global Cooperation
Council, den »1000 FriedensFrauen welt-
weit« und dem Deutschen Frauensicher-
heitsrat. Die Texte auf der Internetseite
werden von professionellen Journalistin-
nen und Reportern aus aller Welt verfasst.
Die Website legt damit den Grundstock
zu einer weltweiten Datenbasis für mut-
machende Good Practices.
(http://www.visionews.net/de)

Pax Christi
Der alljährliche »Friedenspreis« von Pax
Christi International ging 2010 an den
chaldäischen Erzbischof von Kirkuk im
Irak. Msgr. Louis Sako ist einer der promi-
nentesten Verteidiger der gefährdeten Min-
derheiten im Irak und ein aufrechter An-
walt des schwierigen Demokratisierungs-
und Versöhnungsprozesses im Irak. Die
Verleihung des Friedenspreises wurde im
Zuge der französischen Bischofskonferenz
am 8. Dezember 2010 in Paris durch Pax
Christi Frankreich vorgenommen.
(http://www.paxchristi.de)

Transcend Peace University
Prof. Johan Galtung wurde im Dezember
mit dem Koreanischen »Demilitarized
Zone (DMZ) Peace Prize« für seinen un-
ermüdlichen Einsatz für den Frieden und

die Vereinigung Nord- und Südkoreas
ausgezeichnet. Der Preis honoriert die Be-
harrlichkeit, mit der Prof. Johan Galtung,
gegenwärtig Rektor der Transcend Peace
University, seit 40 Jahren Lösungen pos-
tuliert, in denen keines der beiden Syste-
me von dem anderen absorbiert oder do-
miniert wird. Prof. Johan Galtung hat die
Auszeichnung in Seoul persönlich entge-
gengenommen.
(http://www.transcend.org/tpu/)

Vereinigung Deutscher Wissenschaftler
(VDW)
Das Projekt »Zukunft der Ernährung«
wurde im Zuge der 10. Biodiversitätskon-
ferenz im Oktober 2010 in Nagoya (Ja-
pan) von der Vereinigung Deutscher Wis-
senschaftler (VDW) zusammen mit den
Kooperationspartnern Deutsche Bundes-
stiftung Umwelt (DBU), Deutsches Insti-
tut für Entwicklungspolitik (DIE), Deut-
sche Stiftung Friedensforschung (DSF),
Evangelischer Entwicklungsdienst (EED),
Deutsche Gesellschaft für Technische Zu-
sammenarbeit (GTZ), Nexus Foundation,
Right Livelihood Award Foundation, Stif-
tung Umwelt und Entwicklung NRW
und Universität Hamburg (BIOGUM)
gestartet. »Zukunft der Ernährung« greift
die drängenden Fragen für eine zukunfts-
fähige Ernährungssicherung und hiermit
zusammenhängende Konflikten auf und
setzt sich für friedliche und nachhaltige
Lösungsansätze ein. Die Planungen im
Rahmen des Projekts umfassen ein breites
Spektrum an Aktionen und Veranstaltun-
gen und setzten dabei auf eine Allianz der
Zukunftsfähigkeit aus Wissenschaft, Poli-
tik und interessierter Öffentlichkeit.
(http://www.zukunftderernaehrung.org)

Universität Salzburg
Erstmals wurde am 5. Oktober 2010 an
der Universität Salzburg der Leopold-
Kohr-Preis vergeben, der vom österreichi-
schen Bundesministerium für Wissen-
schaft und Forschung gestiftet wird. Preis-
träger ist der Friedens- und Konfliktfor-
scher Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Senghaas,
der für sein Lebenswerk ausgezeichnet
wurde. (http://www.afk-web.de)

Zentrum für Konfliktforschung
der Philipps-Universität Marburg
Seit 1990 bietet die Hessische Stiftung
Friedens- und Konfliktforschung (HSFK)
mit der »Frühjahrsakademie Sicherheits-
politik« ein Programm zur Förderung des
wissenschaftlichen Nachwuchses auf dem
Gebiet der Friedens- und Konfliktfor-
schung sowie der Sicherheitspolitik an.
Die 21. Frühjahrsakademie findet am 13.-
23. März unter der Leitung von Prof. Dr.
Berthold Meyer erstmals als Koopera-
tionsprojekt mit der Atlantischen Akade-

mie Rheinland-Pfalzund dem Zentrum
für Konfliktforschung der Universität
Marburg statt. Das Thema lautet »Euro-
pa-Russland-USA«.
(http://www.atlantische-akademie.de)

Zivilklausel

Zwei Drittel streng zivil:
Abstimmung für Zivilklausel
an der Uni Köln

Mit einer klaren Mehrheit von 65 Prozent
der ca. 8.000 abgegebenen Stimmen, bei
20 Prozent Nein-Stimmen und 15 Prozent
Enthaltungen, haben sich die Studierenden
der Universität Köln in einer Abstimmung
vom 13. bis 17. Dezember 2010 dafür aus-
gesprochen, dass die Universität folgenden
Passus in ihre Grundordnung aufnimmt:
„Die Universität wirkt für eine friedliche
und zivile Gesellschaftsentwicklung. Sie ist
selbst eine zivile Einrichtung, betreibt keiner-
lei Militär- oder Rüstungsforschung und ko-
operiert nicht mit Einrichtungen des Militärs
oder der Rüstungsindustrie.“
Dieses Ergebnis bringt eine dezidierte Posi-
tionierung der Studierenden für die Aus-
richtung von Bildung und Wissenschaft
auf humane und zivile Belange zum Aus-
druck. Das »Ja« zur Zivilklausel bedeutet
auch ein klares Kontra zu der politisch for-
cierten öffentlichen Unterfinanzierung der
Hochschulen und der damit einhergehen-
den finanziellen Abhängigkeit der Wissen-
schaft von Drittmittelgebern aus der Groß-
industrie. So steht das sich formierende
Engagement für Zivilklauseln dafür, dass
der Macht der finanziellen Erpressung von
Geldgebern die Macht des Arguments und
der Aufklärung entgegengesetzt werden
kann und will. Nicht zuletzt durch die
Aufklärung für die Zivilklausel ist bei den
parallel stattfinden studentischen Wahlen
auch zum ersten Mal seit elf Jahren ein
linker AStA möglich geworden.
Weitere Informationen unter
www.zivilklausel.uni-koeln.de.

Senta Pineau


